
(4) Verschweigt ein Strafgefangener seine Unterhaltspflicht, besteht An­
spruch auf die Zahlung des laufenden monatlichen Unterhalts durch die 
Strafvollzugseinrichtung bzw. das Jugendhaus erst ab dem Monat, in dem 
diesen das Bestehen der Unterhaltspflicht zur Kenntnis gelangt. Die Zahlung 
erfolgt erst nach Vorliegen des Nachweises der Unterhaltspflicht des Straf­
gefangenen.

§ 8
Die Leiter der Strafvollzugseinrichtungen bzw. Jugendhäuser haben zu 
gewährleisten, daß unterhaltspflichtige Strafgefangene eine Veränderung 
der für die Bemessung der Höhe des Unterhalts maßgeblichen Verhältnisse 
den Unterhaltsberechtigten unverzüglich mitteilen, soweit das nicht bereits 
während der Untersuchungshaft vorgenommen wurde. Strafgefangenen ist 
Gelegenheit zu geben, in den in Frage kommenden Fällen mit den Unter­
haltsberechtigten eine außergerichtliche Vereinbarung über die Höhe des 
Unterhalts für die Dauer des Vollzuges der Strafe mit Freiheitsentzug ab­
zuschließen und bei Nichteinigung eine Abänderungsklage einzureichen.

§9

Haben Unterhaltsberechtigte, die nicht Staatsbürger der Deutschen De­
mokratischen Republik sind, ihren Wohnsitz außerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik und sind die Bedingungen für eine Gewährung 
von Unterhalt gegeben, ist Voraussetzung für die Zahlung von Unterhalt die 
Vorlage einer Unterhaltsfestlegung oder der Geburtsurkunde bei Kindern 
aus bestehender Ehe und die Möglichkeit des Unterhaltstransfers. Die 
Unterhaltsfestlegungen sowie die Geburtsurkunden müssen die rechtlichen 
Voraussetzungen für ihre Verwendung erfüllen.

§ 66
(1) Strafen mit Freiheitsentzug, deren Verwirklichung am Tage des Inkraft­
tretens dieses Gesetzes bereits eingeleitet war, sind auf der Grundlage dieses 
Gesetzes und der zu seiner Durchführung erlassenen Bestimmungen weiter 
zu vollziehen.
(2) Ab Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt der Vollzug der rechtskräftig 
ausgesprochenen Arbeitserziehung nach den Bestimmungen für den Vollzug 
der Freiheitsstrafe und der rechtskräftig ausgesprochenen Einweisung in 
ein Jugendhaus nach den Bestimmungen der Freiheitsstrafe an Jugend­
lichen.
(3) Die Dauer dieser Strafen mit Freiheitsentzug wird begrenzt bei einer 
Verurteilung nach § 249 Abs. 1 und § 75 StGB auf höchstens 2 Jahre, bei einer 
Verurteilung nach § 249 Abs. 3 StGB auf höchstens 5 Jahre nach Straf antritt. 
Der Staatsanwalt und der Leiter der Strafvollzugseinrichtung bzw. des 
Jugendhauses haben regelmäßig zu prüfen, ob der Erziehungserfolg ein­
getreten ist und damit die Voraussetzungen für die Beendigung der Strafe 
bestehen. Bei Vorliegen der Voraussetzungen für die Beendigung der Strafe 
sind entsprechende Anträge an das Gericht zu stellen. Das Gericht beschließt 
die Beendigung, wenn der Erziehungserfolg eingetreten ist.
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